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R eg ie ru n g sv o r la g e B e ila g e  8

Gesetz
über e in e  A bän d eru n g  der G em ein d ew ah lord n u n g

Der V orarlberger Landtag h a t beschlossen:

Die G em eindew ahlordnung, LGBl. Nr. 10/ 
1950, in der Fassung LGBl. Nr. 10/1955 und 
Nr. 61/1968, w ird abgeändert wie folgt:

1. Der Titel des G esetzes hat zu lauten: 
„Gesetz über das V erfahren  bei W ahlen 
in die G em eindevertretung  (Gem einde­
w ahlgesetz — GWG.)"

2. Der § 1 hat zu lauten:
„Die G em eindevertretung  ist auf Grund 
des gleichen, unm ittelbaren, geheim en 
und persönlichen V erhältnisw ahlrechtes 
nach den Bestim m ungen dieses Gesetzes 
zu wählen."

3. Der § 2 ha t zu entfallen.

4. Der § 4 hat zu lauten:
„Die zur Durchführung und Leitung der 
W ahlen zum Landtag zuständigen Spren­
gel-, Gem einde- und B ezirksw ahlbehörden 
und die Landesw ahlbehörde sind gleich­
zeitig  auch die zur Durchführung und Lei­
tung von  W ahlen in die G em eindevertre­
tung zuständigen W ahlbehörden."

5. Die §§ 5 bis 16 haben  zu entfallen.

6. Im § 17 hat es ansta tt „20. Lebensjahr" 
zu heißen  „19. Lebensjahr".

7. Im § 18 lit. b ist die Z itierung „Art. 119
(2) BVG" zu ersetzen  durch „Art. 117 
Abs. 2 B.-VG".

8. Im § 19 Abs. 1 ha t es ansta tt „24. Lebens­
jahr" zu heißen „23. Lebensjahr".

9. Der § 19 Abs. 3 ha t zu entfallen;

10. Der § 27 Abs. 4 hat zu entfallen.

11. Der §32 ha t zu lauten:
„(1) Die W>ahl in die G em eindevertre­

tung ist von der L andesregierung durch 
V erordnung auszuschreiben. Die V erord­
nung hat den  W ahltag  und den Tag der 
W ahlausschreibung (Stichtag) sowie den 
H inw eis zu enthalten , daß W ahlpflicht 
besteht.

(2) Die W ahl ist, w enn sie nicht nur 
in einzelnen G em einden durchgeführt 
w erden soll, einheitlich für alle G em ein­
den des Landes auf den gleichen Tag 
festzusetzen. Eine Abweichung hievon  ist 
nur aus zw ingenden G ründen zulässig.

(3) Der W ahltag  ist auf einen Sonntag 
festzusetzen.

(4) Die V erordnung ist auch in allen 
Gem einden, in denen die W ahl durchzu­
führen ist, ortsüblich kundzumachen."

12. Im § 33 Abs. 1 ist im d ritten  Satz die Zahl 
„15" zu ersetzen durch „21".

13. Im § 33 haben die Abs. 2 bis 4 zu lauten:
„ (2) Innerhalb der Einsichtfrist kann 

jeder Bürger gegen das Verzeichnis 
w egen Aufnahm e verm eintlich N ichtw ahl­
berechtigter oder w egen Nichtaufnahm e 
verm eintlich W ahlberechtig ter schriftlich 
oder mündlich bei der G em einde Ein­
spruch erheben. Der Einspruch ist für 
jeden  einzelnen Fall gesondert zu e r­
heben. W enn der Einspruch mündlich e r­
hoben wird, ist sein w esentlicher Inhalt 
in einer Niederschrift, die vom Ein­
spruchsw erber zu un terfertigen  ist, fest­
zuhalten. W enn im Einspruch die A uf­
nahm e eines verm eintlich W ahlberech­
tigten in das W ählerverzeichnis begehrt 
wird, sind nach M öglichkeit auch die zur 
Begründung des Begehrens notw endigen 
Belege anzuschließen.

(3) Die G em eindew ahlbehörde hat die 
Person, gegen deren Aufnahm e in das 
W ählerverzeichnis Einspruch erhoben 
w urde, hievon unverzüglich un ter Be­
kanntgabe d er Gründe mit der Belehrung 
zu verständigen, daß sie innert drei 
Tagen ab Zustellung der V erständigung 
schriftlich oder mündlich Stellung nehm en 
kann, ü b e r  den Einspruch hat die Ge­
m eindew ahlbehörde innerhalb einer W o­
che zu entscheiden. Die Entscheidung ist 
dem Einspruchsw erber und jener Person, 
deren  Aufnahm e oder Streichung im Ein­
spruch begehrt w urde, zuzustellen und, 
soferne sie eine Richtigstellung des W äh-
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lerverzeichnisses erfordert, in diesem so­
fort ersichtlich zu machen.

(4) Jede Person, der die Entscheidung 
gemäß Abs. 3 zuzustellen ist, kann da­
gegen innerhalb von drei Tagen ab der 
Zustellung die Berufung an die Bezirks­
w ahlbehörde bei der G em eindew ahl­
behörde einbringen. Für die Form der 
Berufung gilt Abs. 2 sinngem äß."

14. Dem § 33 sind folgende Abs. 5 und 6 an ­
zufügen:

„(5) Die Bezirksw ahlbehörde hat einen 
allfälligen B erufungsgegner unverzüglich 
vom Einlangen der Berufung unter Be­
kanntgabe der Berufungsgründe mit der 
Belehrung zu verständigen, daß er m nert 
drei Tagen ab Zustellung der V erständi­
gung schriftlich oder mündlich Stellung 
nehm en kann. Die B ezirksw ahlbehörde 
hat über die Berufung innerhalb einer 
Woche in letzter Instanz zu entscheiden. 
Die Entscheidung ist dem B erufungsw er­
ber und dem B erufungsgegner zuzustellen.

(6) Vom ersten  Tag der A uflegung an 
dürfen Ä nderungen im W ählerverzeichnis 
nur m ehr auf Grund eines Einspruchs­
oder B erufungsverfahrens vorgenom m en 
w erden. A usgenom m en hievon ist die Be­
richtigung von Schreibfehlern oder ande­
ren offenbar auf einem  V ersehen be­
ruhenden  Unrichtigkeiten."

15. Der § 34 Abs. 2 hat zu entfallen.

16. Im § 35 Abs. 2 ist die Zahl „2500" zu 
ersetzen durch „2000".

17. Der letzte Satz des § 36 Abs. 2 hat zu en t­
fallen.

18. Der § 36 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Der W ahlvorschlag darf nur von 

Personen unterzeichnet w erden, die in der 
betreffenden G em einde w ahlberechtigt 
sind. Jed er W ahlberechtigte darf nur 
einen W ahlvorschlag unterzeichnen."

19. Im § 43 Abs. 4 hat der zweite Satz zu 
entfallen.

20. Im § 43 Abs. 5 ist der Teilsatz „wo das 
W ahllokal sich befindet" zu ersetzen 
durch „in dem sich das W ahllokal befin­
det".

21. Im § 44 hat der Abs. 3 zu entfallen und 
der bisherige Abs. 4 die Bezeichnung 
Abs. 3 zu erhalten.

22. Im § 46 Abs. 1 sind die W orte „am fünf­
ten Tag" zu ersetzen durch „zwei W o­
chen".

23. Im § 47 Abs. 3 hat der letzte Satz zu en t­
fallen.

24. Im § 48 Abs. 1 haben die W orte „die 
zweite A usführung des W ählerverzeich­
nisses (§ 73)" zu entfallen.

25. Der § 49 Abs. 2 hat zu entfallen.

26. Im § 50 Abs. 1 sind die W orte „sowie in 
der nach § 73 angeführten A usfertigung 
desselben" zu streichen.

27. Der § 51 hat zu lauten:
„Das W ahlrecht ist grundsätzlich persön­
lich auszuüben, doch können sich Blinde, 
schwer Sehbehinderte und Bresthafte von 
einer Begleitperson führen und diese für 
sich abstim m en lassen. Von diesem  Fall 
abgesehen, darf die W ahlzelle stets nur 
von einer Person betreten  werden. Die 
Stim m abgabe mit Hilfe einer B egleitper­
son ist im Abstim m ungsverzeichnis zu 
verm erken ."

28. Im § 54 hat der letzte Satz zu entfallen.

29. Im § 68 Abs. 1 ist die Bezeichnung „§ 2“ 
zu ersetzen durch „§ 29 des G em einde­
gesetzes" .

30. Der § 68 Abs. 5 hat zu lauten:
„(5) W enn eine der gew ählten Perso­

nen nicht w ählbar ist oder auf die A us­
übung ihres M andates verzichtet, rücken 
die in der Reihenfolge der Abs. 1 und 2 
h in ter ihr stehenden Personen vor."

31. Der § 70 Abs. 2 hat zu entfallen.

32. Der § 72 hat zu entfallen.

33. Der § 73 hat zu lauten:
„(1) Zur Feststellung der Erfüllung der 

W ahlpflicht hat der B ürgerm eister an 
H and des W ählerverzeichnisses eine Liste 
jener Personen, die ihrer W ahlpflicht nicht 
nachgekom m en sind, anzufertigen. Der 
B ürgerm eister hat diese Personen schrift­
lich einzuladen, binnen einer W oche all­
fällige Entschuldigungsgründe im Sinne 
des § 71 schriftlich oder mündlich be­
kanntzugeben.

(2) Der B ürgerm eister hat die Liste 
unter A nführung der vorgebrachten Ent-
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schuldigungsgründe sam t seiner S tellung­
nahm e hiezu der B ezirksverw altungs­
behörde ohne Verzug vorzulegen. W enn 
die G ründe für die N ichtteilnahm e einer 
Person an der W ahl am tsbekannt sind, 
sind sie auf der Liste anzum erken."

34. Im § 74 Abs. 1 hat der letzte Satz zu en t­
fallen.

35. Der § 75 hat zu lauten:
„W enn ein G em eindevertretungssitz  
durch Tod, M andatsverlust oder M andats­
verzicht frei wird, hat die G em eindew ahl­
behörde in sinngem äßer A nw endung der 
§§ 61 Abs. 1, 3 und 5 und 64 die Ersatz­
m änner — w enn es sich um ein auf einer 
Parteiliste  erlangtes M andat handelt, die 
E rsatzm änner derselben Parteiliste  — in 
der in den §§ 61 Abs. 1 und 68 bezeich- 
neten Reihenfolge auf den freigew orde­
nen G em eindevertretungssitz  zu berufen. 
Ein Ersatzm ann kann ohne V erlust seines 
R eihungsranges eine solche Berufung ab­
lehnen, w enn ein ihm nachgereihter Er­
satzm ann sie anzunehm en bereit ist."

36. Der § 76 hat zu lauten:
„(1) W enn die G em eindevertretung 

ihre A uflösung beschließt, oder w enn die 
Hälfte der M andate durch Abgang der 
G em eindevertreter und deren Ersatzm än­
ner erledigt ist, hat der B ürgerm eister 
um gehend die Landesregierung hievon in 
K enntnis zu setzen. Die Landesregierung 
hat h ierauf ohne V erzug N euw ahlen für 
die restliche Funktionsperiode auszu­
schreiben.

(2) Die Landesregierung hat N euw ah­
len auch dann ohne V erzug auszuschrei­
ben, w enn die W ahlen von der Landes­
w ahlbehörde oder vom V erfassungsge­
richtshof für nichtig e rk lä rt w orden sind."

37. Der § 77 hat zu lauten:
„Die in diesem  G esetz geregelten  A uf­
gaben der Gem einde sind solche des e ige­
nen W irkungsbereiches."

38. Der Abschnitt „B) G em einderat" hat zu 
entfallen.

39. Der § 89 hat zu lauten:
„Die Kosten, die bei der Landeswahlbe- 
hörde und bei der B ezirksw ahlbehörde 
entstehen, hat das Land zu tragen, für die 
übrigen Kosten haben die Gem einden auf­
zukommen."

40. Dem § 91, der die Bezeichnung Abs. 1 zu 
erhalten  hat, sind folgende Abs. 2 und 3 
anzufügen:

„(2) M it einer G eldstrafe bis zu 6000 S 
oder mit A rrest bis zu vier W ochen ist 
von der B ezirksverw altungsbehörde zu 
strafen, wer
a) die Annahm e oder A usübung des Am­

tes eines M itgliedes einer W ahlbe­
hörde ohne stichhältigen Grund v e r­
w eigert (§ 8 Abs. 3),

b) einen W ahlvorschlag unterzeichnet, 
ohne in der betreffenden  Gemeinde 
w ahlberechtigt zu sein oder seine Un­
terschrift auf m ehr als einen W ahlvor­
schlag abgibt (§ 36 Abs. 4),

c) den im § 44 Abs. 1 bezeichneten V er­
boten zuw iderhandelt,

d) den A nordnungen des W ahlleiters 
nicht Folge le iste t (§ 47 Abs. 3),

e) unbefugt auf W ahlkuverten  Zeichen 
anbringt (§ 54),

f) ohne gerechtfertigten Entschuldigungs- 
grund seine W ahlpflicht nicht erfüllt 
(§ 70).
(3) Der Versuch ist strafbar."

41. Im § 92 haben anstelle  der ersten  zwei 
Sätze folgende Sätze zu treten: „Hin­
sichtlich der Zustellung von Schriftstük- 
ken, der Berechnung der F risten und der 
O rdnungs- und M utw illensstrafen  sind 
d ie Bestim m ungen des A llgem einen V er­
w altungsverfahrensgesetzes anzuw enden. 
Die Tage des Postenlaufes sind jedoch in 
die Frist einzurechnen. Der § 33 Abs. 2 
des A llgem einen V erw altungsverfahrens­
gesetzes gilt nur für Rechtsm ittelfristen."
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B e r i c h t

Durch die B undes-V erfassungsgesetz-N o­
velle  1968, BGBl. Nr. 412/1968, w urde das 
ak tive und passive W ahlalter für W ahlen zum 
N ationalra t um ein Jah r herabgesetzt. Ent­
sprechend dieser g eänderten  V erfassungslage 
w urde durch die N ationalrats-W ahlordnungs- 
N ovelle 1968 das aktive und passive W ahl­
alter ebenfalls um ein Jah r herabgesetzt. Ge­
mäß Art. 95 Abs. 2 B.-VG. dürfen die Landtags­
w ahlordnungen die Bedingungen des aktiven 
und passiven  W ahlrechtes nicht enger ziehen, 
als die W ahlordnung zum N ationalrat. Um 
diesem  bundesverfassungsgesetzlichen Erfor­
dernis Rechnung zu tragen, ha t der Landtag 
bereits eine N ovelle der Landesverfassung be­
schlossen und w urde auch schon ein en tsp re­
chender Entwurf einer N ovelle der Landtags­
w ahlordnung ausgearbeitet. Nach Art. 117 
Abs. 2 B.-VG. dürfen in der W ahlordnung für 
W ahlen in den G em einderat die Bedingungen 
des ak tiven  und passiven  W ahlrechtes mit 
einer Ausnahm e, die aber in diesem  Zusam ­
m enhang ohne B edeutung ist, nicht enger ge­
zogen sein als in der W ahlordnung zum Land­
tag.

Gemäß § 17 der G em eindew ahlordnung 
sind Personen w ahlberechtigt, die vor dem 
1. Jänner des W ahljah res das 20. Lebensjahr 
vollendet haben. Da für W ahlen zum N atio­
n a lra t nunm ehr bereits Personen w ahlberech­
tig t sind, die vor dem 1. Jänner des W ahl­
jah res das 19. Lebensjahr vollendet haben, ist 
es notw endig, in einer N ovelle der G em einde­
w ahlordnung das aktive W ahla lter für W ah­
len in die G em eindevertretung  ebenfalls um 
ein Jah r herabzusetzen. A ußerdem  hat der 
Landtag in der bereits beschlossenen N ovelle 
der Landesverfassung das passive W ahlalter 
für G em eindew ahlen ebenfalls um ein Jahr, 
also vom 24. auf das 23. Lebensjahr herab ­
gesetzt. D ieser Ä nderung der L andesverfas­
sung w ar auch in der G em eindew ahlordnung 
Rechnung zu tragen.

Eine A bänderung der G em eindew ahlord­
nung ist aber auch zur A npassung der Bestim­
m ungen der G em einde w ähl Ordnung an Art. 
118 Abs. 2 und 3 B.-VG. erforderlich. Die N o­
vellierung  der G em eindew ahlordnung soll 
w eiter zum Anlaß genom m en werden, v e r­
schiedene Bestimmungen, die die O rganisa­
tion der G em eindeverw altung betreffen und 
daher in das G em eindegesetz aufgenom m en 
w orden sind, in d er G em eindew ahlordnung zu 
streichen, so z. B. die Bestim m ungen über die 
Zahl der zu w ählenden M itglieder der Ge­

m eindevertreter und über den G em einderat 
(G em eindevorstand). Eine N ovellierung der 
G em eindew ahlordnung gibt ferner G elegen­
heit, einige im Laufe der letzten  Jah r vorge­
brachten Ä nderungsw ünsche zu berücksichti­
gen und verschiedene Bestim m ungen in inhalt­
licher und sprachlicher Hinsicht zu verbessern , 
Dies gilt insbesondere für die Bestim m ungen 
über die W ahlbehörden, überd ies  soll auch 
einem  Erkenntnis des V erfassungsgerichts­
hofes Rechnung getragen  w erden, nach dem 
auch im Einspruchs- und B erufungsverfahren 
im Zuge der Durchführung von W ahlen der 
G rundsatz des Parteiengehörs zu beachten ist.

Im e in z e ln en  w ird  bem erkt:

Zu Z. 1:
Durch die vorgesehene N euform ulierung 

des Titels soll zum Ausdruck gebracht w er­
den, daß es sich hier in erster Linie um V er­
fahrensbestim m ungen handelt. Als Kurztitel 
soll anstelle der b isherigen  Bezeichnung „Ge­
m eindew ahlordnung" die Bezeichnung „Ge­
m eindew ahlgesetz" treten. H iefür ist vor 
allem  m aßgebend, daß die V erfassung für 
generelle N orm en auf G esetzesstufe nur den 
Begriff „Gesetz" kennt. Der Ausdruck „Ord­
nung" ist der V erfassung fremd. Gegen den 
Ausdruck „Ordnung" spricht aber w eiter, daß 
er leicht mit „V erordnung" verw echselt w er­
den kann, das sind generelle N orm en einer 
n iedrigeren  Stufe der Rechtserzeugung. Da das 
Gesetz häufig zitiert w erden muß, erscheint 
es zweckmäßig, auch eine B uchstabenabkür­
zung festzulegen. Die gew ählte A bkürzung 
b ie te t sich von selbst an,

Zu Z. 2:
Die Funktionsdauer der G em eindevertre­

tung ist im Art. 43 Abs. 2 der L andesverfas­
sung und im § 30 des G em eindegesetzes ge­
regelt. Es ist daher vorgesehen, die diesbezüg­
lichen Bestim m ungen in der G em eindew ahl­
ordnung zu streichen.

Zu Z. 3:
Die Zahl der M itglieder der G em einde­

vertretung  ist nunm ehr im § 29 des G em einde­
gesetzes geregelt.

Zu Z. 4 und 5:
W ie bereits in den allgem einen A usführun­

gen angedeu tet wurde, sollen durch diese N o­
velle auch die Bestimmungen über die W ahl­
behörden neu  gefaßt und hiebei auch inhalt-

64



8. B e ila g e  im  Jah re 1969 d es X X . V orar lb erger  L andtages

liehe Ä nderungen vorgenom m en w erden. Ins­
besondere soll eine w esentliche V erw altungs­
vereinfachung dadurch erzielt w erden, daß die 
nach den  Bestim m ungen der L andtagsw ahl­
ordnung (Landtagswahlgesetz) zuständigen 
W ahlbehörden gleichzeitig auch die zur Durch­
führung und Leitung der W ahlen in die Ge­
m eindevertretung  zuständigen W ahlbehörden 
sein sollen, Dabei ist aber zu beachten, daß 
die Gemeinde- und Sprengelw ahlbehörden bei 
W ahlen zum Landtag oder bei V olksbegehren 
und V olksabstim m ungen nach der Landes­
verfassung als Landesbehörden, hingegen bei 
W ahlen in die G em eindevertretung oder bei 
V olksabstim m ungen und V olksbefragungen 
auf Grund des G em eindegesetzes als Gem ein­
debehörden (im eigenen W irkungsbereich) 
tätig  w erden. Derzeit sind auf Grund der Be­
stim m ungen der Landtagsw ahlordnung die zur 
Durchführung und Leitung der W ahlen zum 
Landtag zuständigen W ahlbehörden jew eils 
nach der A usschreibung der W ahlen zum 
Landtag in einem  besonderen  V erfahren zu 
bestellen  und bleiben bis zur A usschreibung 
der nächsten allgem einen W ahl zum Landtag 
im Amte. Nach den. Bestim m ungen der ge lten­
den G em eindew ahlordnung sind die zur 
Durchführung und Leitung der W ahlen in 
die G em eindevertretung  zuständigen W ahl­
behörden nach der A usschreibung der W ahlen 
in die G em eindevertretung  zu bestellen  und 
bleiben bis zur A usschreibung der nächsten 
allgem einen W ahlen in die G em eindevertre­
tung im Amte. Dabei ist die Zahl der M it­
glieder der W ahlbehörden nach den Bestim­
m ungen der Landtagsw ahlordnung und der 
G em eindew ahlordnung verschieden groß. Es 
versteh t sich, daß sowohl die Bestellung als 
auch die E videnthaltung der einzelnen M it­
glieder der zahlreichen W ahlbehörden einen 
spürbaren V erw altungsaufw and zur Folge hat. 
Dazu kommt noch, daß besonders die kleinen 
Gem einden und die M itglieder der W ahlbe­
hörden selbst sich oft nur schwer zurechtfin­
den. Ein M angel der derzeitigen Regelung 
besteh t w eiter darin, daß vom  Z eitpunkt der 
A usschreibung der W ahl bis zur Bestellung 
und K onstituierung der neuen W ahlbehörden, 
das sind ca. 1 bis 2 M onate, W ahlbehörden 
nicht im Amte sind und daher nicht tätig 
w erden können.

In einer dem Landtag gleichzeitig vo rge­
legten N ovelle zur Landtagsw ahlordnung ist 
vorgesehen, daß die W ahlbehörden innerhalb 
von zwei M onaten nach dem Tag der A us­
schreibung der W ahl zum Landtag zu b este l­
len sind und bis zur N eubestellung nach der 
A usschreibung der folgenden W ahl zum Land­
tag im Amte bleiben. Da diese W ahlbehörden

nunm ehr gleichzeitig auch die zur Durchfüh­
rung und Leitung der W ahlen in die Ge­
m eindevertretung  sowie von V olksabstim m un­
gen und V olksbefragungen auf Grund des Ge­
m eindegesetzes zuständigen W ahlbehörden 
sein sollen, w erden in Zukunft W ahlbehörden 
nur m ehr alle vier Jah re  zu bestellen  sein, die 
dann kontinuierlich bis zur N eubestellung 
tätig  sein können.

Die nach den Bestim m ungen des Landtags­
w ahlgesetzes (bisher Landtagsw ahlordnung) 
geltenden Bestim m ungen über die A ufgaben 
der W ahlbehörden, ihre Beschlußfähigkeit, die 
Erfordernisse für einen gültigen Beschluß und 
die Entschädigung der M itglieder der W ahl­
behörden sind auch dann anzuw enden, wenn 
die W ahlbehörden zur Durchführung und Lei­
tung der W ahlen in die G em eindevertretung 
sowie bei V olksabstim m ungen und V olksbe­
fragungen nach den Bestim m ungen des Ge­
m eindegesetzes tätig w erden.

Auf Grund der dargeleg ten  N euregelung 
sind die Bestimmungen der bisherigen §§ 5 
bis 16 gegenstandslos gew orden und haben 
daher zu entfallen.

Zu Z. 6 und 8:
Das aktive und passive W ahlalter muß 

den geänderten  verfassungsgesetzlichen Be­
stim m ungen gemäß um ein Jah r herabgesetzt 
w erden. Auf die A usführungen im allgem ei­
nen Teil dieser E rläuterungen wird verw ie­
sen.

Zu Z. 7:
Die Ä nderung dieser Z itierung ist bedingt 

durch die Bundes-V erfassungsgesetznovelle 
1962.

Zu Z. 9:
Der Bestimmung des § 19 Abs. 3 ist durch 

die Bestimmung des § 34 Abs. 2 des G em einde­
gesetzes derogiert. Der § 19 Abs. 3 soll daher 
auch formell aufgehoben werden.

Zu Z. 10:
Durch das W ählerkarte igesetz , LGBl. Nr. 

61/1968, wurde das IV. H auptstück der Ge­
m eindew ahlordnung mit A usnahm e der Be­
stim m ung des § 27 Abs. 4 aufgehoben. Da nun 
gemäß Z. 41 auch hinsichtlich der O rdnungs­
und M utw illensstrafen  die Bestim m ungen des 
A llgem einen V erw altungsv erfahrensgesetzes 
angew endet w erden sollen, kann der § 27 
Abs. 4 gestrichen w erden.

Zu Z. 11:
Es soll k largeste llt w erden, daß die A us­

schreibung der W ahl in die G em eindevertre­
tung durch V erordnung zu erfolgen hat.
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Nach § 1 der N ationalrats-W ahlordnung 
1962 ist der W ahltag  für W ahlen zum N atio ­
nalrat auf einen Sonntag oder einen anderen 
öffentlichen Ruhetag festzusetzen. In der Ge­
m eindew ahlordnung und in der Landtags­
w ahlordnung fehlt eine derartige Bestimmung. 
Trotzdem  w urden bisher W ahlen in die Ge­
m eindevertretung  immer an Sonntagen durch­
geführt. Im § 32 Abs. 3 soll nun der bisherigen 
Praxis entsprechend festgelegt w erden, daß 
der W ahltag  auf einen Sonntag festzusetzen 
ist. Damit w ird einer A nregung des G em einde­
verbandes gefolgt, daß Feiertage oder son­
stige öffentliche Ruhetage von W ahlen frei 
bleiben.

Zu Z. 12:

Die Frist, innerhalb der ab dem Tag der 
W ahlausschreibung die W ählerverzeichnisse 
aufzulegen sind, soll den Bestim m ungen der 
Landtagsw ahlordnung angepaßt w erden (vgl. 
§ 38 Abs. 1 der Landtagsw ahlordnung).

Zu Z. 13 und 14:

In diesen Punkten ist in erster Linie der 
G rundsatz des Parteiengehörs verankert.

Zu Z. 15:

Die Bestimmung, daß nach Ablauf der Auf- 
lagefrist die abgeschlossenen und richtig­
gestellten  W ahlverzeichnisse neuerlich öffent­
lich aufzulegen sind, ist in keiner anderen 
W ahlordnung enthalten. Der Zweck einer sol­
chen Bestimmung ist auch nicht einzusehen. 
Der G em eindeverband hat ebenfalls die S trei­
chung dieser Bestimmung beantragt.

Zu Z. 16:

Die Verpflichtung, W ahlausw eise auszu­
stellen, besteh t derzeit nach der G em einde­
w ahlordnung für Gem einden mit m ehr als 
2500 E inw ohnern und nach der L andtagsw ahl­
ordnung für G em einden mit m ehr als 1200 
Einwohnern. N unm ehr soll diese Verpflichtung 
sowohl für G em eindew ahlen als auch für 
Landtagsw ahlen einheitlich für G em einden 
mit m ehr als 2000 Einw ohnern festgelegt w er­
den.

Zu Z. 17:

Im § 92 ist generell festgelegt, daß die 
Tage des Postenlaufes in die Frist einzurech­
nen sind (vgl. Z. 41). Diese Bestimmung gilt 
auch für die Frist zur Überreichung der A nm el­
dung und des W ahlvorschlages. Der letzte Satz 
des § 36 Abs. 2 soll daher als überflüssig en t­
fallen.

Zu Z. 18:
Die Strafbestim m ungen sollen in einem 

eigenen Absatz des § 91 zusam m engefaßt w er­
den. Die im § 36 Abs. 4 vorgesehenen V erbote 
sollen daher neu form uliert, die Strafbestim ­
m ungen selbst aber hier gestrichen werden.

Zu Z. 19:
Die Streichung des zw eiten Satzes des § 43 

Abs. 4 geht auf einen Vorschlag des Ge­
m eindeverbandes zurück. Dem größeren Teil 
der M itglieder der W ahlbehörden, der W ahl­
zeugen und der H ilfskräfte ist es ohne w eite ­
res möglich, in ihren zuständigen Sprengeln 
zu wählen. Sie benötigen daher keine W ahl­
karte. Die A usstellung von W ahlkarten  an 
diese Personen stellt daher eine unnötige 
M ehrarbeit dar. Eine W ahlkarte soll nur jenen 
Personen ausgestellt w erden, die die A us­
stellung einer solchen beantragen.

Zu Z. 20:
Es handelt sich hier um eine sprachliche 

V erbesserung.

Zu Z. 21:
Hier gilt das zu Z. 18 Gesagte.

Zu Z. 22:
Diese Ä nderung entspricht einem  W unsch 

des G em eindeverbandes. Die Erfahrung zeigt, 
daß die mit der Durchführung von W ahlen 
befaßten Stellen kurz vor dem W ahltag  ins 
G edränge kommen. A rbeiten, die nicht unbe­
dingt in den letzten Tagen vor der W ahl ge­
macht w erden müssen, sollten daher früher 
vcrgenom m en w erden können. Den Parteien 
m üßte es ohne w eiteres möglich sein, die 
W ahlzeugen schon zwei W ochen vor dem 
W ahltag  nam haft zu machen.

Zu Z. 23:
Hier gilt das zu Z. 18 Gesagte.

Zu Z. 24 und 26:
Diese Ä nderungen ergeben sich als no t­

w endige Folge der A bänderung des § 73 (vgl. 
A usführungen zu Z. 33).

Zu Z. 25:
Der zweite Absatz des § 49 soll gestrichen 

werden, weil er außerordentlich kasuistisch 
ist und U rkunden enthält, die nicht m ehr be­
stehen, z. B. Heimatschein, Dienstbotenbuch, 
T ram w ayperm anenzkarte usw. Eine solche Be­
stim m ung ist im Hinblick auf die Bestimmung 
des § 49 Abs. 1 auch nicht erforderlich. Im 
Gegenteil, sie w iderspricht sogar insow eit der 
Bestimmung des Abs. 1, als sich aus den im
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Abs. 2 genannten U rkunden und Bescheinigun­
gen nicht immer schlüssig die Identität des 
Inhabers ergibt.

Zu Z. 27:
Die Ä nderung, wonach die Stimmabgabe 

mit Hilfe einer B egleitperson nicht in der 
N iederschrift, sondern im A bstim m ungsver­
zeichnis zu verm erken  ist, geht auf eine An­
regung des G em eindeverbandes zurück und 
erscheint zweckmäßig. Die übrigen Ä nderun­
gen sind lediglich stilistischer und sprach­
licher Natur.

Zu Z. 28:
Hier gilt das zu Z. 18 Gesagte.

Zu Z. 29:
Vgl. B em erkungen zu Z. 3.

Zu Z. 30:
Diese Ä nderung ist durch die Streichung 

des § 19 Abs. 3 notw endig  gew orden (vgl. 
Z. 9).

Zu Z. 31:
Auf die B em erkungen zu Z. 13 wird v e r­

wiesen.

Zu Z. 32:
Der § 72 en thält lediglich eine Zuständig­

keitsbestim m ung, die bereits in den V erw al­
tungsverfahrensgesetzen  allgem ein und im 
§ 91 Abs. 2 der G em eindew ahlordnung in der 
Fassung des Entwurfes dieser N ovelle im 
besonderen en thalten  ist.

Zu Z. 33:
Die N euregelung des V erfahrens zur Fest­

stellung der Erfüllung der W ahlpflicht beruht 
auf praktischen Erfahrungen.

Es hat sich gezeigt, daß die Z w eitausferti­
gung des W ählerverzeichnisses überflüssig ist 
und nur eine erhebliche M ehrarbeit und einen 
bedeutenden  M ehrverbrauch an M aterial e r­
fordert. Es w urde immer w ieder die F estste l­
lung gemacht, daß die Z w eitausfertigung des 
W ählerverzeichnisses nicht so lückenlos und 
genau geführt w orden ist, wie die E rstausfer­
tigung. Daher ist man in der Praxis vielfach 
dazu übergegangen, an H and der E rstausfer­
tigung eine Liste jener W ahlberechtigten an­
zufertigen, die ihrer W ahlpflicht nicht nachge­
kommen sind. Diese Listen haben dann die 
G rundlage für die Durchführung der S trafver­
fahren gebildet.

Zu Z. 34:
Auf die W ahlpflicht ist bereits in der W ahl­

ausschreibung hinzuw eisen (vgl. Z. 11). Ein

neuerlicher Hinweis auf die W ahlpflicht im 
Zusam m enhang mit der h ier vorgesehenen 
V erlau tbarung  erscheint nicht erforderlich. Ein 
solcher neuerlicher H inw eis auf die W ahl­
pflicht ist auch nach den Bestim m ungen der 
Landtagsw ahlordnung nicht vorgesehen.

Zu Z. 35:

Durch die Bestim m ungen der §§33 und 34 
des G em eindegesetzes über die A usübung des 
M andates eines G em eindevertreters und den 
M andatsverlust und M andatsverzicht sind die 
Bestim m ungen der Abs. 1, 2 und 4 des § 75 
überholt. Der Abs. 3 des § 75 soll den Bestim­
m ungen des § 34 des G em eindegesetzes an­
gepaßt und neu form uliert werden.

Zu Z. 36:

Die Ä nderung des § 76 ergib t sich auf 
Grund der Bestim m ungen des § 30 Abs. 2 des 
G em eindegesetzes.

Zu Z. 37:

Der bisherige § 77 ist durch die Bestim­
m ung des § 30 Abs. 2 des G em eindegesetzes 
und die N eufassung des § 76 (vgl. Z. 36) üb er­
holt. An seiner Stelle sollen nun gemäß Art. 
118 Abs. 2 B.-VG. die A ufgaben des eigenen 
W irkungsbereiches der G em einde ausdrück­
lich als solche bezeichnet werden.

Zu Z. 38:

Der A bschnitt „B) G em einderat" enthält 
Bestim m ungen über die W ahl des G em einde­
rates (nunm ehr G em eindevorstandes), über 
die Besetzung erled ig ter Stellen im G em einde­
rat sowie über die Zusam m ensetzung der von 
der G em eindevertretung und vom G em einde­
rat zu bildenden Ausschüsse, K örperschaften 
und V ertretungen. D iesen Bestim m ungen ist 
zum größten Teil durch das G em eindegesetz 
derogiert. Die W ahl des G em eindevorstandes 
ist im § 50, die Besetzung erled ig ter Stellen im 
G em eindevorstand im § 52 und die Zusam m en­
setzung der Ausschüsse im § 46 des G em einde­
gesetzes geregelt.

Zu Z. 39:

Durch die vorgesehene A bänderung des 
§ 89 soll eine V ereinfachung der K ostenrege­
lung erzielt werden. Gemäß § 89 Abs. 2 sind 
die Kosten der B ezirksw ahlbehörde auf die 
Gem einden des Bezirkes nach der E inw ohner­
zahl aufzuteilen. Die Kosten m üssen daher 
berechnet und der auf die einzelnen G em ein­
den entfallende A nteil diesen bescheidmäßig 
zur Zahlung vorgeschrieben w erden. Damit
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ist ein nicht unbedeutender A ufw and an A r­
beit, Porto und Papier verbunden. Durch die 
vorgesehene Bestimmung, daß diese Kosten 
nunm ehr auch vom Land zu tragen  sind, wird 
eine V erw altungsvereinfachung erreicht.

Zu Z. 40:

Es handelt sich hier nicht um neugeschaf­
fene S traftatbestände, sondern lediglich um 
eine Zusam m enfassung der bisher in einzelnen 
P aragraphen  zerstreu t en thaltenen  S trafbe­
stim m ungen. N eu ist, daß auch der Versuch 
strafbar sein soll.

Zu Z. 41:

Der § 92 soll dahin ergänzt w erden, daß 
die Bestim m ungen des AVG. 1950 auch h in­
sichtlich der Zustellung, der Berechnung der 
Fristen und der Ordnungs- und M utw illens­
strafen  anzuw enden sind. Die H erausnahm e 
der Bestimmung des § 33 Abs. 2 AVG. 1950 für 
andere als Rechtsm ittelfristen erscheint aber 
notw endig, weil sonst unter U m ständen der 
W ahlkalender nicht e ingehalten  w erden 
könnte. Auch die Bestimmungen des dritten, 
v ierten  und fünften Satzes des § 92, die nicht 
abgeändert w erden, sollen die E inhaltung des 
W ahlkalenders gew ährleisten.

Bregenz, am 8. April 1969


